
der dritte Grund für die Breite der Rechtspflegedis­
kussion.
Schließlich noch einige Bemerkungen zu den gesell­
schaftlichen Organen der Rechtspflege, den Konflikt- 
und Schiedskommissionen, die zu Recht im Mittelpunkt 
der Aussprache stehen, wenn zur Zeit auch noch zu 
sehr Fragen der Form ihrer Tätigkeit und ihrer Struk­
tur behandelt werden an Stelle der Fragen ihrer poli­
tisch-moralischen Aufgaben und Möglichkeiten.
Die Einrichtung dieser gesellschaftlichen Organe geht 
über den Rahmen der Justiz hinaus. Sie führt die Ent­
wicklung unserer Rechtspflege auf eine neue, höhere 
Ebene; sie bringt das Wesen unseres Rechts als Recht 
des Volkes zum Ausdruck. Deshalb ist auch die Ver­
antwortung der Richter und Staatsanwälte für die 
Unterstützung dieser neuen gesellschaftlichen Organe 
groß. Zugleich lernen sie dabei, den Blick nach vorn zu 
richten auf die werdende Rechtspflege durch das Volk 
selbst. Ich lenke aber die Aufmerksamkeit der Partei­
organisationen und der Gewerkschaftsleitungen der Be­
triebe auf die Unterstützung der Konfliktkommissionen. 
Es scheint uns, daß manche Werkleitung die Konflikt­
kommission noch nicht ernst genug nimmt.
Mit der vollen Durchsetzung der Grundsätze der sozia­
listischen Rechtspflege schaffen wir zugleich auch auf 
dem Gebiet des Rechts ein sichtbares Vorbild für die

Werktätigen Westdeutschlands. Das bestätigen uns 
westdeutsche Bürger der verschiedensten Schichten bei 
Aussprachen, die wir mit ihnen führten. Alle Verleum­
dungen, ihre wütende Hetze gegen unsere Justiz, alle 
Spekulationen über die Bedeutung der neuen Grund­
sätze des Staatsrates, alle Heuchelei von Rechtsstaat­
lichkeit der westdeutschen Ultras können nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß unsere Republik die wahre Heim­
statt des Humanismus und der Gerechtigkeit in 
Deutschland ist.
Mit dem Sieg der sozialistischen Produktionsverhält­
nisse, mit unserem Parteiprogramm ist das Tor auf­
gestoßen, der Weg geöffnet, auf dem die Genossen der 
Justiz ihren Beitrag zum umfassenden Aufbau des 
Sozialismus leisten können und leisten werden.
Wir versichern dem Parteitag, daß die Genossen der 
Rechtspflegeorgane mit Begeisterung an die vielseitigen 
neuen Aufgaben gehen werden, die Genosse Walter 
Ulbricht noch einmal zusammengefaßt hat.
Wir danken im besonderen Genossen Walter Ulbricht, 
daß er den Weg gewiesen hat, um unsere Rechtswissen­
schaft und unsere Rechtspraxis aus dogmatischer Enge 
herauszuführen.
Die Juristen der DDR sind sich der Verantwortung 
bewußt, die die Feststellung unseres Programms aus­
drückt: Die DDR ist der deutsche Rechtsstaat!
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Welche Aufgaben ergeben sich aus den Grundsätzen 
des Staatsratserlasses für die staatsanwaltliche 
Leitung des Ermittlungsverfahrens?

Die Durchsetzung der Grundsätze des Entwurfs des 
Staatsratserlasses über die grundsätzlichen Aufgaben 
und die Arbeitsweise der Organe der Rechtspflege er­
fordert von den Staatsanwälten, daß sie ihre erhöhte 
Verantwortung für die Leitung der Ermittlungen und 
die strikte Wahrung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
im Ermittlungsverfahren erkennen und ihre sich daraus 
ergebenden Pflichten voll wahrnehmen.
Die Größe der sich auf diesem Gebiet für die Staats­
anwaltschaft ergebenden Aufgaben wird durch die Tat­
sache charakterisiert, daß der Stand der gesellschaft­
lichen Entwicklung die systematische Zurückdrängung 
der Kriminalität mit dem Ziel ihrer schrittweisen 
Überwindung möglich und notwendig macht. Deshalb 
müssen die Staatsanwälte der weiteren Erhöhung der 
Qualität ihrer eigenen Arbeit sowie der der Unter­
suchungsorgane in mehrfacher Hinsicht ihre volle Kraft 
widmen.
In erster Linie muß die staatsanwaltschaftliche Auf­
sicht gewährleisten, daß die Untersuchungsorgane alle 
gesellschaftlichen Erscheinungen aufdecken, die den 
Verdacht einer strafbaren Handlung begründen. Die 
Untersuchungen zur Prüfung der Anzeige und im Er­
mittlungsverfahren sind qualitativ so zu verbessern, 
daß exakt fundierte Entscheidungen und Maßnahmen 
ermöglicht werden. Wesentliche Kriterien für das un­
bedingt notwendige Maß der Ermittlungen liegen — 
über den selbstverständlich erforderlichen lückenlosen 
Nachweis aller objektiven und subjektiven Tatbestands­
merkmale hinaus — in der Beantwortung folgender 
Fragen:
Warum konnte unter unseren konkreten Bedingungen 
die Straftat begangen werden?
Welche Ursachen und Bedingungen ermöglichten es, 
daß der Täter straffällig wurde?

Welche Maßnahmen sind erforderlich, um die Be­
gehung ähnlicher Handlungen durch den Täter oder 
andere Personen auszuschließen?
Welche Kräfte sind vorhanden oder müssen entwickelt 
werden, um diese gesellschaftlich notwendigen Maß­
nahmen durchsetzen zu helfen?
Gleichrangig damit ist im Kampf gegen noch vor­
handene Tendenzen des Dogmatismus die Feststellung 
der objektiven Wahrheit auf der Basis der strikten 
Einhaltung der prozessualen Garantien in jeder Unler- 
suchungshandlung und jedem Ermittlungsverfahren zu 
gewährleisten. Darin besteht die wesentlichste Voraus­
setzung für die Überzeugungskraft und die Wirksam­
keit jeder Entscheidung und Maßnahme der Rechts­
pflegeorgane. Deshalb verlangt der Staatsrat in den 
Grundsätzen zur Rechtspflege von allen Rechtspflege­
organen den konsequenten Kampf gegen alle dogmati­
schen und subjektivistischen Einflüsse. Sie zeigen sich 
in der Ermittlungspraxis teilweise noch in einseitiger 
Ermittlung der belastenden Umstände, in ungenügen­
der Erforschung der konkreten Ursachen und Bedin­
gungen der strafrechtswidrigen Handlung, ungenügen­
der Feststellung der bisherigen persönlichen und 
gesellschaftlichen Entwicklung, des konkreten Bewußt­
seinsstandes und der Motive des Rechtsverletzers, der 
Mißachtung der gewachsenen politisch-moralischen 
Kraft der sozialistischen Gesellschaft und der Kollek­
tive im Hinblick auf die Erziehung gestrauchelter 
Bürger.
Gleichermaßen muß die Aufsicht der Staatsanwaltschaft 
über die Untersuchungsorgane die aktive Mitarbeit der 
Werktätigen sichern. Die Ermittlungsorgane müssen die 
Werktätigen von Anfang an in die umfassende Auf­
klärung der straf rechtswidrigen Handlung einbeziehen 
und damit gleichzeitig die gesellschaftlichen Kräfte
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